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1.	 Frau Zinn, Sie haben die Entwicklung von tatsächlichem 

und subjektiv notwendigem Einkommen in Deutschland 

untersucht. Wie hat sich beides in Ihrem Beobachtungs-

zeitraum entwickelt? Wir haben uns dazu den Zeitraum 

von 2002 bis 2022 angeschaut. Das zentrale Ergebnis ist, 

dass das tatsächliche Einkommen viel stärker gestiegen ist 

als das, was die Menschen für notwendig erachten. Im Jahr 

2002 lag das tatsächliche Monatseinkommen durchschnitt-

lich bei rund 1 470 Euro und das als notwendig erachtete bei 

circa 1 190 Euro. 20 Jahre später lag das tatsächliche Ein-

kommen bei durchschnittlich rund 2 460 Euro. Das Einkom-

men, das die Menschen als subjektiv notwendig erachtet 

haben, lag etwa bei 1 660 Euro. Das tatsächliche Einkommen 

ist also in 20 Jahren nominal um circa 67 Prozent gestiegen, 

aber das subjektiv notwendig erachtete Einkommen nur um 

39 Prozent. 

2.	 Bei wie vielen Menschen liegt das tatsächliche Einkom-

men unter dem subjektiv als notwendig betrachteten 

Einkommen? Hier sehen wir insgesamt eine positive 

Entwicklung. Im Jahr 2002 gaben noch gut 28 Prozent der 

Menschen an, dass ihr tatsächliches Einkommen unter dem 

liegt, was sie selbst als notwendig erachten. Im Jahr 2022 wa-

ren das nur noch knapp 20 Prozent. Das bedeutet, der Anteil 

der Menschen, die nach ihrer eigenen Vorstellung nicht über 

ausreichend Einkommen verfügen, ist innerhalb von 20 Jah-

ren um rund acht Prozentpunkte gesunken. Allerdings bleibt 

damit noch immer etwa jeder fünfte Erwachsene unter dieser 

Schwelle. Dass dieser Anteil insgesamt zurückgegangen ist, 

bedeutet jedoch nicht, dass sich die Situation aller Menschen 

mit einem solch niedrigen Einkommen verbessert hat.

3.	 Inwieweit unterscheiden sich Ihre Ergebnisse, wenn man 

nach Geschlecht und regionaler Herkunft unterscheidet? 

Die Vorstellung darüber, welches Einkommen zum Leben 

notwendig ist, hat sich zwischen Männern und Frauen sowie 

zwischen Ost- und Westdeutschland stark angenähert. Bei 

den tatsächlichen Einkommen besteht dagegen weiterhin 

ein großer Unterschied. Einen deutlichen Unterschied bei 

den tatsächlichen Einkommen finden wir auch in Ost- und 

Westdeutschland. Allerdings stellen wir fest, dass das sub-

jektiv notwendige Einkommen bei Ost- und Westdeutschen 

mittlerweile nahezu gleich ist. 

4.	 Welche Bevölkerungsgruppen stehen bezüglich Ein-

kommen und Armutsrisiko besonders schlecht da? 

Erwartungsgemäß ist die Situation von Menschen, die auf 

Sozialleistungen angewiesen sind, besonders schlecht. 

Im Jahr 2022 geben rund 74 Prozent der Menschen, die 

arbeitslos sind und Sozialleistungen beziehen, an, dass ihr 

tatsächliches Einkommen unter dem liegt, was sie selbst 

für notwendig erachten. Bei Erwerbstätigen im gleichen 

unteren Einkommensviertel waren es dagegen nur 48 Pro-

zent. Das zeigt, dass sich die Situation der arbeitslosen 

Sozialleistungsbeziehenden für den betrachteten Zeitraum 

kaum verbessert hat. Bei den Erwerbstätigen mit niedrigem 

Einkommen beobachten wir dagegen seit 2012 eine deut

liche Verbesserung.

5.	 Was bedeuten Ihre Ergebnisse für politische Entschei-

dungen, insbesondere im Hinblick auf Sozialleistungen 

und Grundsicherung? Wir sollten bei der Bemessung 

sozialstaatlicher Leistungen nicht nur auf die bisherigen 

Grundlagen der Bedarfsmessung schauen, sondern auch 

berücksichtigen, wie die Betroffenen selbst ihre materielle 

Situation einschätzen. Das ist ein wichtiger Befund, weil 

wir eine aktuelle Diskussion über die Höhe der Grundsiche-

rung haben. Subjektive Angaben wie die, die wir genutzt 

haben, können helfen, mögliche Versorgungslücken zu er-

kennen, die in den rein statistischen Bedarfsberechnungen 

nicht vollständig sichtbar werden.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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